
 

 

     

 

 

 

 

Verfahrensordnung 
 

der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg  
 

vom 22. März 2006  
 
 
Der Senat der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg hat aufgrund von § 10 Abs. 8 in Ver-
bindung mit § 19 Abs.1 Satz 2 Nr.10 Landeshochschulgesetz in der Fassung vom 1. 
Januar 2005 (GBl 2005, Nr.1, S. 1 ff) die nachstehende Verfahrensordnung in seiner 
Sitzung am 22.03.2006  beschlossen. 
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§ 1 Geltungsbereich 
 
Diese Verfahrensordnung gilt für alle Gremien, Ausschüsse und Kommissionen der U-
niversität Freiburg mit Ausnahme des Rektorats, des Universitätsrats und der Fakultäts-
vorstände. Von dieser Verfahrensordnung kann nur durch Satzung abgewichen werden. 
 
 
§ 2 Zusammensetzung der Gremien  
 
(1)  Die Gremien sind auch dann gesetzmäßig zusammengesetzt, wenn bei einer 

ordnungsgemäßen Wahl weniger Vertretungen gewählt werden, als von der je-
weiligen Mitgliedergruppe Sitze zu besetzen sind; dies gilt auch, wenn wahlbe-
rechtigte Mitglieder einer Gruppe nicht in der erforderlichen Zahl vorhanden sind 
oder keine Stimmabgabe erfolgt. 

(2)  Ist die Zahl der wahlberechtigten Professoren/ Professorinnen nicht höher als 
125 vom Hundert der aus dieser Gruppe zu wählenden Mitglieder, entfällt eine 
Wahl. In diesem Fall sind sämtliche wahlberechtigten Mitglieder dieser Gruppe 
Mitglieder des Gremiums. 

(3)  Soweit für Mitglieder ein/e Stellvertreter/in bestellt ist, werden sie durch diesen 
vertreten. 

(4)  Die Gremien können Sachverständige zu einzelnen Beratungsgegenständen 
zuziehen. 

 

§ 3 Einberufung der Sitzungen  
 
(1) Der/Die Vorsitzende beruft das Gremium zu Sitzungen schriftlich mit angemes-

sener Frist ein und teilt rechtzeitig die Verhandlungsgegenstände (Tagesord-
nung) mit. In dringenden Fällen kann das Gremium auch ohne Frist und formlos 
einberufen werden. Das Gremium muss unverzüglich einberufen werden, wenn 
es ein Drittel aller stimmberechtigten Mitglieder unter Angabe des Verhand-
lungsgegenstandes beantragt. Der Verhandlungsgegenstand muss zum Aufga-
bengebiet des Gremiums gehören. 

 
(2) Der/Die Vorsitzende eines Gremiums ist verpflichtet, auf Verlangen des Rekto-

rats das Gremium zu einer Sitzung einzuberufen.  
 
 
§ 4 Öffentlichkeit von Senatssitzungen  
 
Wird wegen einer Störung einer öffentlichen Sitzung des Senats eine weitere Sitzung 
erforderlich, so kann der/die Vorsitzende zu einer nichtöffentlichen Sitzung einladen. 
Die Sitzung bleibt nichtöffentlich, wenn der Ausschluss der Öffentlichkeit vom Senat 
bestätigt wird. 

 
 

§ 5 Verhandlungsleitung und Geschäftsgang  
 
(1)  Der/Die Vorsitzende eröffnet, leitet und schließt die Verhandlungen des 

Gremiums. Er/Sie handhabt die Ordnung und übt das Hausrecht aus. 
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(2)   Der/Die Vorsitzende kann Bedienstete seines/ihres Verwaltungsbereichs zu 
seiner/ihrer Unterstützung zuziehen und ihnen den Vortrag zu einzelnen 
Tagesordnungspunkten übertragen. 

 
§ 6 Antrags- und Rederecht  
 
(1) Antragsrecht in den Gremien haben nur die Mitglieder. 

(2)  Anträge können nur zu einem Tagesordnungspunkt gestellt werden. Gehört 
 ein Antrag nicht zu einem Punkt der Tagesordnung oder nicht zum Aufgaben-
 bereich des Gremiums, so hat der/die Vorsitzende den Antrag zurück zu wei-
 sen; eine Aussprache findet nicht statt. 

(3)  Rederecht haben die Mitglieder sowie Personen, die als Sachverständige auf 
 Grund eines förmlichen Beschlusses zugezogen worden sind oder auf Grund 
 ihres Informationsrechts an der Sitzung teilnehmen. 

 

§ 7 Beschlussfassung  
 
(1)  Die Gremien beraten und beschließen in der Regel in einer ordnungsgemäß 

einberufenen und geleiteten Sitzung. Sie können auch im Wege des schriftlichen 
Verfahrens beschließen; dies gilt insbesondere bei Gegenständen einfacher Art, 
oder wenn in einer Sitzung kein Beschluss gefasst werden konnte. Voten von 
abwesenden Mitgliedern werden bei der Beschlussfassung im Gremium nicht be-
rücksichtigt.  

(2)  Das Gremium ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte aller Mitglieder 
anwesend ist und die Sitzung ordnungsgemäß geleitet wird. Satz 1 gilt für Be-
schlüsse im schriftlichen Verfahren entsprechend; ist ein Mitglied an der Beteili-
gung gehindert, so ist dies unter Angabe des Grundes auf dem Schriftstück zu 
vermerken. 

(3)  Sind in einer ordnungsgemäß einberufenen Sitzung eines Gremiums die Mitglie-
der zum zweiten Male nicht in der für die Beschlussfassung erforderlichen Zahl 
anwesend, so kann der/die Vorsitzende unverzüglich eine dritte Sitzung einberu-
fen, in der das Gremium ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder 
beschließt. Dasselbe gilt, wenn Beschlussunfähigkeit aus anderen als Befan-
genheitsgründen im Sinne der §§ 20 und 21 des Landesverwaltungsverfahrens-
gesetzes eintritt. Bei der Einberufung der Sitzungen ist auf die Folge hinzuwei-
sen, die sich für die Beschlussfassung ergibt. 

 (4)  Wird ein Gremium wegen Befangenheit von Mitgliedern beschlussunfähig, so tritt 
an seine Stelle der/die Vorsitzende. Dieser/Diese hat vor seiner/ihrer Entschei-
dung die nicht befangenen Mitglieder zu hören. 

(5)  Die Gremien beschließen durch Abstimmungen und Wahlen. Stimmenthaltun-
gen und ungültige Stimmen werden mitgezählt bei der Feststellung der Be-
schlussfähigkeit, nicht aber bei der Berechnung der Mehrheit. Die §§ 20 und 21 
des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes gelten nicht für Wahlen, die von 
Gremien vorzunehmen sind, und für Vorschläge zu diesen Wahlen. 

(6)  Die Gremien stimmen in der Regel offen ab. Die Beschlüsse werden mit einfa-
cher Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abge-
lehnt. Beschlüsse über Personalangelegenheiten erfolgen in geheimer Abstim-
mung, wenn ein Mitglied geheime Abstimmung verlangt. 
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 (7) Auf Antrag eines Mitglieds des jeweiligen Gremiums werden Wahlen geheim mit 
Stimmzetteln vorgenommen. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der Stimmen 
der anwesenden Stimmberechtigten erhalten hat. Wird eine solche Mehrheit 
auch im zweiten Wahlgang nicht erreicht, so findet ein dritter Wahlgang statt, bei 
mehreren Bewerbern/ Bewerberinnen als Stichwahl zwischen den beiden Be-
werbern/Bewerberinnen, die im zweiten Wahlgang die meisten Stimmen erhalten 
haben; in diesem dritten Wahlgang entscheidet die einfache Stimmenmehrheit. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.  

 

§ 8 Elektronische Form 

(1) Einladungen zu Sitzungen und Tagesordnungen können den Mitgliedern elekt-
ronisch übermittelt werden. Sitzungsunterlagen werden elektronisch übermittelt, 
wenn das Gremium dies mit mindestens der Hälfte der anwesenden Mitglieder 
beschließt 

(2) Über Gegenstände einfacher Art und über Protokollgenehmigungen sowie für 
den Fall, dass das Gremium an einer Beschlussfassung während der Sitzung 
gehindert war, kann die Abgabe von Erklärungen durch einfache elektronische 
Übermittlung erfolgen. Bestehen Zweifel an der ordnungsgemäßen Durchfüh-
rung des elektronischen Verfahrens, ist dies unverzüglich zu rügen. Der/Die Vor-
sitzende entscheidet, ob die Rüge begründet ist. In diesem Fall findet das elekt-
ronische Verfahren nicht statt. 

 
§ 9 Niederschrift  
 
Über den wesentlichen Gang der Verhandlungen der Gremien sind Niederschriften zu 
fertigen. Diese müssen den Tag und den Ort der Sitzung, den Namen des/der Vorsit-
zenden, die Zahl der anwesenden und die Namen der abwesenden Mitglieder der je-
weiligen Mitgliedergruppe, die Gegenstände der Verhandlung, die Anträge, die Abstim-
mungs- und Wahlergebnisse, den Wortlaut der Beschlüsse und bei einer nach §3 Abs.1 
Satz 2 einberufenen Sitzung eine Begründung der Dringlichkeit enthalten. Der/Die Vor-
sitzende und jedes Mitglied können verlangen, dass ihre Erklärung in der Niederschrift 
festgehalten wird. Die Niederschrift ist vom/von der Vorsitzenden und dem/der Schrift-
führer/in zu unterzeichnen. Das Gremium beschließt in der nächsten Sitzung über die 
Niederschrift. 
 
 
§ 10 Inkrafttreten 
 
Diese Verfahrensordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Albert-Ludwigs-Universität in Kraft. 
 
 
Freiburg, den 07.04.2006 
 

 
Prof. Dr. Karl-Reinhard Volz 
Prorektor 



Anlage 1 zur Verfahrensordnung der Albert-Ludwigs-Universität vom 22.03.2006 

 

 

Auszug aus dem Landeshochschulgesetz vom 01.01.2005, GesBl B.-W. 

vom 05.01.2005, Seiten 1 ff 
 
 
 
 
§ 9 

Mitgliedschaft und Mitwirkung; 

Wahlen 

 

(1) Mitglieder der Hochschule sind die an der Hochschule nicht nur vorübergehend oder gastweise hauptberuflich 
Tätigen, die eingeschriebenen Studierenden sowie die Doktoranden. Mitglieder sind ferner die entpflichteten und im 
Ruhestand befindlichen Professoren, die Honorarprofessoren, die Gastprofessoren, die Privatdozenten sowie die 
Ehrenbürger und Ehrensenatoren; die Grundordnung regelt deren aktives und passives Wahlrecht. Hauptberuflich ist 
die Tätigkeit, wenn die Arbeitszeit oder der Umfang der Dienstaufgaben mindestens die Hälfte der regelmäßigen 
Arbeitszeit umfasst oder der Hälfte des durchschnittlichen Umfangs der Dienstaufgaben des entsprechenden vollbe-
schäftigten Personals entspricht. Nicht nur vorübergehend ist eine Tätigkeit, die auf mehr als sechs Monate innerhalb 
eines Jahres angelegt ist. Mitglieder sind auch Hochschullehrer, die nach einer gemeinsamen Berufung mit einer 
Forschungseinrichtung außerhalb des Hochschulbereichs oder im Rahmen von Kooperationsvereinbarungen dienstli-
che Aufgaben an der Hochschule wahrnehmen. 
 
(2) Die Mitglieder der Hochschule haben das Recht und die Pflicht, an der Selbstverwaltung und der Erfüllung der 
Aufgaben der Hochschule in Organen, Gremien und beratenden Ausschüssen mit besonderen Aufgaben mitzuwirken 
und Ämter, Funktionen und sonstige Pflichten in der Selbstverwaltung zu übernehmen, es sei denn, dass wichtige 
Gründe entgegenstehen. Hauptamtliche Amtsträger als Beamte auf Zeit oder im befristeten Dienstverhältnis sind im 
Falle ihres Rücktritts, ihrer Abwahl oder nach Ablauf ihrer Amtszeit oder ihres Dienstverhältnisses verpflichtet, ihr 
Amt bis zur Bestellung eines Nachfolgers weiterzuführen, längstens aber bis zum Eintritt in den Ruhestand oder bis 
zum Beginn der Entpflichtung; ihr Dienstverhältnis besteht so lange weiter. Satz 2 gilt nicht, wenn bisherige Amtsin-
haber vor Ablauf ihrer Amtszeit oder ihres Dienstverhältnisses dem Wissenschaftsministerium schriftlich erklärt 
haben, dass sie die Weiterführung der Geschäfte ablehnen; in diesem Fall hat der jeweilige Vertreter die Geschäfte 
weiterzuführen. 
 
(3) Mitglieder des Aufsichtsrats können nicht Mitglieder im Senat oder Fakultätsrat sein. Ausgeschlossen ist eine 
gleichzeitige Wahl- und Amtsmitgliedschaft im Senat; Entsprechendes gilt für die Mitgliedschaft im Fakultätsrat. 
 
(4) Wer an der Hochschule tätig ist, ohne ihr Mitglied nach Absatz 1 zu sein, ist Angehöriger der Hochschule. Die 
Grundordnung kann weitere Personen zu Angehörigen bestimmen; sie regelt die weiteren Rechte und Pflichten der 
Angehörigen, an der Selbstverwaltung und der Erfüllung der Aufgaben der Hochschule mitzuwirken. 
 
(5) Wer eine Tätigkeit in der Selbstverwaltung übernommen hat, muss die ihm übertragenen Geschäfte uneigennützig 
und verantwortungsbewusst führen. Mitglieder von Gremien sind zur Verschwiegenheit über alle Angelegenheiten 
und Tatsachen verpflichtet, die ihnen in Personal- und Prüfungsangelegenheiten in nicht öffentlicher Sitzung bekannt 
geworden sind. Weiterhin sind alle, die eine Tätigkeit in der Selbstverwaltung übernommen haben, zur Verschwie-
genheit über alle Angelegenheiten verpflichtet, deren Geheimhaltung gesetzlich vorgeschrieben, besonders angeord-
net oder beschlossen ist, die in nicht öffentlicher Sitzung behandelt worden sind oder deren Geheimhaltung ihrer 
Natur nach erforderlich ist. Die Kenntnis von geheim zu haltenden Angelegenheiten darf nicht unbefugt verwertet 
werden. Diese Verpflichtungen bestehen auch nach Beendigung der Tätigkeit fort und schließen Beratungsunterlagen 
ein. Die Geheimhaltung kann nur aus Gründen des öffentlichen Wohls oder zum Schutz berechtigter Interessen Ein-
zelner besonders beschlossen oder angeordnet werden. 
 
(6) Bei grober Ungebühr oder wiederholten Verstößen gegen die Ordnung kann ein Mitglied eines Gremiums vom 
Vorsitzenden aus dem Sitzungsraum verwiesen werden; bei wiederholten Ordnungswidrigkeiten kann ein Mitglied 
mit der Mehrheit von zwei Dritteln der erschienenen Mitglieder des Gremiums vorübergehend oder für mehrere, 
höchstens jedoch für sechs Sitzungen ausgeschlossen werden. Verletzt ein Mitglied oder Angehöriger der Hochschu-
le schuldhaft die ihm obliegenden Pflichten, sich, unbeschadet weitergehender Verpflichtungen aus einem Dienst- 
oder Arbeitsverhältnis, so zu verhalten, dass die Hochschule und ihre Organe ihre Aufgaben erfüllen können, die 
Ordnung der Hochschule gewahrt ist und niemand gehindert wird, seine Rechte, Aufgaben und Pflichten an der 
Hochschule wahrzunehmen, hat es den daraus entstehenden Schaden nach Maßgabe von § 96 des Landesbeamtenge-
setzes (LBG) zu ersetzen. 
 



(7) Während einer Beurlaubung für die Dauer von mehr als sechs Monaten ruhen die Rechte und Pflichten als Mit-
glied; § 61 bleibt unberührt. Die Mitglieder dürfen wegen ihrer Tätigkeit in der Selbstverwaltung nicht benachteiligt 
werden. Soweit Studierende ein verpflichtendes Praxissemester ableisten, können sie in der Regel ein Amt in der 
Selbstverwaltung nicht ausüben; über Ausnahmen entscheidet der Fakultätsvorstand, bei zentralen Gremien der Vor-
stand, nach Anhörung der Praxisstelle. 
 
(8) Wahlen erfolgen in freier, gleicher und geheimer Wahl und in der Regel nach den Grundsätzen der Verhältnis-
wahl. 
Die Wahlmitglieder eines Gremiums, die einer bestimmten Mitgliedergruppe angehören müssen, werden von den 
Mitgliedern dieser Gruppe gewählt. Die Bildung von Wahlkreisen sowie eine Wahl in Vollversammlungen sind nicht 
zulässig. Die Hochschulen erlassen eine Wahlordnung, in der insbesondere die Abstimmung, die Ermittlung des 
Wahlergebnisses, die Wahlprüfung sowie die weiteren Einzelheiten des Wahlverfahrens einschließlich Briefwahl 
geregelt werden. Die Wahlordnung soll Regelungen treffen, welche schriftlichen Erklärungen in Wahlangelegenhei-
ten durch einfache elektronische Übermittlung, durch mobile Medien oder in elektronischer Form abgegeben werden 
können. 
Gehören einer Mitgliedergruppe nicht mehr Mitglieder an, als Vertreter zu wählen sind, so werden diese ohne Wahl 
Mitglieder des Gremiums. 
 
 
§ 10 

Gremien; 

Verfahrensregelungen 

 

 

(1) Art und Umfang der Mitwirkung der einzelnen Mitgliedergruppen und innerhalb der Mitgliedergruppen sowie die 
zahlenmäßige Zusammensetzung der Gremien bestimmen sich nach der fachlichen Gliederung der Hochschule, den 
Aufgaben der Gremien und nach der Qualifikation, Funktion, Verantwortung und Betroffenheit der Mitglieder der 
Hochschule. Für die Vertretung in den nach Mitgliedergruppen zusammengesetzten Gremien bilden 
 
1. die Hochschullehrer und die außerplanmäßigen Professoren, soweit sie hauptberuflich tätig sind und überwiegend 

Professorenaufgaben wahrnehmen, 
2. die wissenschaftlichen Mitarbeiter und die Lehrkräfte für besondere Aufgaben nach § 54 Abs.1 und 4, 
3. die Studierenden und eingeschriebenen Doktoranden, 
4. die sonstigen Mitarbeiter 
 
grundsätzlich je eine Gruppe; alle Mitgliedergruppen müssen vertreten sein und wirken nach Maßgabe von Satz 1 
grundsätzlich stimmberechtigt an Entscheidungen mit. Die Grundordnung kann bei geringer Mitgliederzahl für die 
Mitglieder nach Satz 2 Nr. 2 und 4 eine gemeinsame Gruppe vorsehen. 
 
(2) Die Mitglieder eines Gremiums werden, soweit sie dem Gremium nicht kraft Amtes angehören, für eine bestimm-
te Amtszeit bestellt oder gewählt; sie sind an Weisungen und Aufträge ihrer Gruppe nicht gebunden. Frauen und 
Männer sollen bei der Besetzung gleichberechtigt berücksichtigt werden. 
 
(3) In nach Mitgliedergruppen zusammengesetzten Entscheidungsgremien verfügen die Hochschullehrer bei der 
Entscheidung in Angelegenheiten, die die Lehre mit Ausnahme der Bewertung der Lehre betreffen, mindestens über 
die Hälfte der Stimmen, in Angelegenheiten, die die Forschung, künstlerische Entwicklungsvorhaben oder die Beru-
fung von Hochschullehrern unmittelbar betreffen, über die Mehrheit der Stimmen. 
 
(4) Die Gremien tagen nicht öffentlich mit Ausnahme der Angelegenheiten nach § 19 Abs.1 Satz 2 Nr.1 und 2, 12 bis 
14. Der Senat kann den Ausschluss der Öffentlichkeit bei Störungen beschließen. Entscheidungen in Personalangele-
genheiten erfolgen in geheimer Abstimmung. 
 
(5) Ist die Wahl eines Gremiums oder einzelner Mitglieder eines Gremiums rechtskräftig für ungültig erklärt worden, 
so führt dieses Gremium in der bisherigen Zusammensetzung die Geschäfte bis zum Zusammentreten des auf Grund 
einer Wiederholungs- oder Neuwahl neugebildeten Gremiums weiter. Die Rechtswirksamkeit der Tätigkeit dieser 
Mitglieder wird durch die Ungültigkeit der Wahl nicht berührt. Satz 2 gilt bei einer fehlerhaften Besetzung von Gre-
mien entsprechend. 
 
(6) Mitglieder kraft Amtes werden durch bestellte Stellvertreter vertreten. Für Wahlmitglieder kann die Wahlordnung 
eine Stellvertretung vorsehen. 
 
(7) Die Amtszeit der gewählten Mitglieder der Gremien beginnt in der Regel am 1. Oktober, bei einer Einteilung des 
Studienjahres in Trimester am 1. September. Nach Ablauf einer Amtszeit sind die Geschäfte bis zum Beginn einer 
neuen Amtszeit fortzuführen. Gleiches gilt für nebenamtliche Mitglieder von Organen. 
 



(8) Im Übrigen regelt die Hochschule die Verfahrensangelegenheiten ihrer Gremien in der Grundordnung oder ande-
ren Satzungen. Die Satzungen haben Regelungen zu treffen, welche schriftlichen Erklärungen durch einfache elekt-
ronische Übermittlung oder durch elektronische Form ersetzt werden können. 



 


